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Drucksache VI/ 31 99 


Sachgebiet 790 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Trassier, Frau Griesinger, Dr. 
Früh, Kiechle, Niegel, Susset, Bewerunge, Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Schneider (Königs- 
winler) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. steuerliche Behandlung forstwirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse 


Am 1. Januar 1970 ist das Gesetz über forstwirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse vom 1. September 1969 (BGBl. I S. 1543) in 
Kraft getreten. In der Begründung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse (Drucksache V/4231) wird ausgeführt, „das 
gesetzgeberische Ziel, das mit dem Entwurf verfolgt wird, kann 
nur erreicht werden, wenn außer einer hinreichenden finanziel- 
len Förderung auch eine steuerliche Regelung gefunden wird, 
die eine steuerliche Benachteiligung forstwirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse gegenüber Einzelbetrieben vermeidet." Nach 
über zweijähriger Laufzeit des Gesetzes ist erkennbar, daß die 
Land- und Forstwirte die in dem Gesetz gebotenen Vorteile der 
Bildung von Forstbetriebsgemeinschaften und Forstbetriebsver- 
bänden nur wenig nutzen können, weil die Zusammenschlüsse 
gegenüber Einzelbetrieben steuerlich benachteiligt werden. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie viele Forstbetriebsgemeinschaften und Forstbetriebs- 
verbände sind in welcher Rechtsform seit dem 1. Januar 1970 
in der Bundesrepublik Deutschland gegründet worden? 

2. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß steuer- 
liche Gründe im wesentlichen dafür verantwortlich zu 
machen sind, daß die Land- und Forstwirte die ihnen durch 
das Gesetz über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse vom 
1. September 1969 zur rationelleren Bewirtschaftung des 
Waldes eingeräumten Vorteile in nicht ausreichendem Maße 
nutzen können? 
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3. Unter welchen Voraussetzungen unterliegen Forstbetriebs- 
gemeinschaften und Forstbetriebsverbände im Sinne des Ge- 
setzes über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse nicht der 
Gewerbesteuer? 

4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes über forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse dadurch Rechnung zu tragen, daß die noch für forst- 
wirtschaftliche Zusammenschlüsse bestehende Gewerbe- 
steuerpflicht beseitigt wird? 

5. Sieht die Bundesregierung aus den in Frage 2 angeführten 
Gründen die Notwendigkeit, die forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse von der Vermögensteuer dadurch zu ent- 
lasten, daß diesen bei der Bewertung ein angemessener 
Freibetrag zugestanden wird? 

6. Ist die Bundesregierung nicht ferner der Auffassung, daß es 
nicht dem Sinne des Gesetzes über forstwirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse entsprechen kann, daß diese in vollem Um- 
fang der Körperschaftsteuer unterliegen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, eine Freistellung oder Milderung der 
Steuerpflicht sobald wie möglich herbeizuführen, um die Bil- 
dung forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse und deren 
Funktionsfähigkeit nicht weiter zu behindern? 

7. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß die in § 27 
Abs. 2 des Gesetzes über forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse gesetzte Frist von drei Jahren verlängert werden 
muß, um nach Landesrecht bisher anerkannten forstwirt- 
schaftlichen Zusammenschlüssen auch nach Ablauf der Frist 
von drei Jahren die Möglichkeit zu geben, den Sinn und 
Zweck des Gesetzes zu erfüllen? 

8. Wann ist ggf. mit entsprechenden Gesetzes Vorlagen der 
Bundesregierung zu rechnen? 


Bonn, den 25. Februar 1972 
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